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Betreff: 
Sachstandsbericht zu Antrag Nr. 1705/2016, SPD Ortsbeiratsfraktion Mainz-Weisenau 
hier: Fuß- und Radweg über die Autobahnbrücke 
 
 
Mainz, 09.03.2017 
 
gez. Eder 
 
Katrin Eder 
Beigeordnete 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Ortsbeirat Mainz-Weisenau nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis.  
 

Stellungnahme: 
 
Die Brücke liegt bautechnisch in der Zuständigkeit des Landesbetriebs Mobilität (LBM). Die 
Stadtverwaltung hat Kontakt mit dem für Brückenprüfung zuständigen Amt in Montabaur aufge-
nommen. Nach der dortigen Überprüfung hat die Verwaltung folgende Informationen erhalten. 
  
Zu Punkt 1) 
 
Die Zugangssicherung entspricht laut dem LBM den gängigen Regeln, da eine Zugänglichkeit ge-
geben sein muss.  Ein entsprechender Schutz von Autobahnen (z.B. durch Zäune, Tore etc.) ist 
generell nicht vorgesehen.  
 

Zu Punkt 2)  
 
Die Geländerhöhe der 1979 gebauten Brücke wurde vom LBM überprüft und als zu niedrig einge-
schätzt. Der LBM wird das Geländer entsprechend erhöhen. Aufgrund der Ausschreibung der Lei-
tungen wird dies im Laufe des Jahres 2017 passieren. Bis dahin wird  aus haftungsrechtlichen 
Gründen ein Fußweg angeordnet, d. h. Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer aufgefordert, in die-
sem Bereich abzusteigen und das Fahrrad zu schieben.  
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Ein Provisorium durch Bauzäune bzw. andere Schutzeinrichtungen wurde aufgrund der fehlenden 
Breite und mangelnder Sicherheit (Windlast, Problematik: Mobile Zäune und darunterliegende 
Autobahn, mögliche Stolpergefahren und Sturzgefahren durch Betonfüße) verworfen. Sowohl die 
Stadtverwaltung als auch der LBM bitten um Verständnis für die Maßnahme und bedanken sich  
sowohl bei der SPD-Ortsbeiratsfraktion für die Hinweise und bittet die Verkehrsteilnehmerinnen 
und Verkehrsteilnehmern um Verständnis für die Unannehmlichkeiten. 
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